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Geschäftsordnung

für das Kontrollamt des Magistrates der Stadt Wiener Neustadt

(Kurzbezeichnung GOKA),

erlassen gemäß §§ 49 Abs. 3 und 52 Abs. 1 lit. C NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG), LGBl. 1026-2, vom Bürgermeister am 12. Dezember 2001 nach Anhörung des Magistratsdirektors und des Stadtsenates in der Sitzung am 11. Dezember 2001.

§ 1

Rechtsstellung

(1) Das Kontrollamt ist ein Hilfsorgan des Gemeinderates (§ 48 Abs.3 NÖ STROG).

(2) Das Kontrollamt ist organisatorisch ein Teil des Magistrates (§ 48 Abs.4 NÖ STROG).

(3) Der Leiter des Kontrollamtes wird vom Gemeinderat bestellt und untersteht in Fachan​gelegenheiten unmittelbar dem Gemeinderat (§ 48 Abs.3 NÖ STROG).

§ 2

Wirkungskreis

(1) Das Kontrollamt prüft die gesamte Ausgaben- und Einnahmengebarung der Stadt, ihrer Anstalten und der von ihr verwalteten Fonds und Stiftungen sowie der öffentlichen Ein​richtungen und wirtschaftlichen Unternehmen, die gesamte Schuldengebarung sowie die Gebarung mit dem beweglichen und unbeweglichen Gemeindevermögen auf:

a) die rechnerische Richtigkeit,

b) die Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften und

c) die Einhaltung der Prinzipien der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig​keit (§ 48 Abs.2 NÖ STROG).

(2) Das Kontrollamt prüft den Entwurf des Rechnungsabschlusses, der gemäß § 67 Abs. 2 NÖ STROG bis zum 1. Juni des folgenden Haushaltsjahres diesem zu übermitteln ist. 

(3) Die Prüfung nach Absatz (1) kann insbesondere die gesamte Geld- und Sachgebarung umfassen und erfolgt durch:

a) die Prüfung der Einnahmen und Ausgaben sowie der buchmäßigen Aufzeichnungen, einschließlich jener über das Vermögen und der Schulden;

b) die Prüfung der Einhaltung des Voranschlages (Nachtragsvoranschlages) und der Wirtschaftspläne;

c) die Prüfung des Rechnungsabschlusses und der Jahresabschlüsse;

d) unvermutete Prüfungen der Kassenbestände, deren Ergebnis in den Kassenprüfungs-Niederschriften festzuhalten sind;

e) Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen.

4) Ist die Stadt alleine oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern an Unternehmen mit mindestens 50 v.H. des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt oder betreibt die Stadt Unternehmen allein oder gemeinsam mit solchen Rechtsträgern, ist das Kontrollamt berechtigt, deren Rechnung und Gebarung zu prüfen. 

5) Werden von der Stadt Vereine subventioniert, kann – sofern diesbezüglichen Auflagen erteilt wurden - vom Kontrollamt die widmungsgemäße Verwendung der Subvention geprüft werden. 

6) Dem Kontrollamt obliegt über Beschluss des Gemeinderates:

a) die Erstattung von sach- und fachbezogenen schriftlichen Stellungnahmen zu grund​sätzlichen Fragen des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Stadt,
b) die Erstattung einer schriftlicher Äußerung zur Neuanschaffung von kanzleitech​nischen Einrichtungen welcher Art auch immer unter Bedachtnahme auf Notwendig​keit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit. 

7) Über Auftrag des Gemeinderates hat das Kontrollamt nur für Überprüfungen von Ange​legenheiten, wo eine Beschlussfassung durch den Gemeinderat möglich ist, tätig zu werden.

8) Das Kontrollamt hat im Weiteren alle schriftlichen Erledigungen, die sich aus der Tätig​keit des Kontrollausschusses ergeben, zu treffen.
§ 3

Übermittlung von Unterlagen und Mitteilungen

(1) Dem Kontrollamt sind alle Tagesordnungen für die Sitzungen des Gemeinderates und Stadtsenates zu übermitteln.

(2) Über Prüfungen durch externe Institutionen (z.B. Bundes-Rechnungshof, NÖ Landes​rechnungshof, Finanzamt, Solzialversicherungsträger, Abteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung etc.) ist das Kontrollamt unverzüglich in Kenntnis zu setzen und ist das vorläufige (Rohbericht) sowie das abschließende Prüfungsergebnis (Bericht bzw. End​bericht) zu übermitteln.

(3) Dem Kontrollamt sind alle von der Magistratsdirektion oder von anderen Dienststellen erlassenen allgemeinen Bestimmungen und Dienstanweisungen hinsichtlich des Haus​halts-, Kassen- und Rechnungswesens zu übermitteln und sämtliche Verfügungen, die das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen betreffen, sowie Änderungen auf diesem Gebiet, die für die Prüfungstätigkeit des Kontrollamtes von Belang sind, bekannt zu geben.

§ 4

Veranlassung der Prüfung

Die Prüfung erfolgt entweder:

a) von Gesetzes wegen;

b) über Beschluss des Gemeinderates, in dem Art und Umfang bestimmt wird;

c) von Amts wegen, wobei Art und Umfang durch den Kontrollamtsleiter bestimmt wird.

§ 5

Durchführung der Prüfung

Verfahrensvorschriften

(1) Die Prüfung erfolgt entweder über vorherige Mitteilung an die Dienststelle durch das Kontrollamt oder ohne diese („ad hoc Prüfung“). Bei einer „ad hoc Prüfung“ ist der Leiter der Dienststelle unverzüglich zu verständigen.

(2) Die Prüfung erfolgt ,abgesehen vom Beschluss des Gemeinderates, weisungsungebunden, unbeeinflussbar und eigenständig.

(3) Jede erfolgte Prüfung ist von dem(n) Kontrollorgan(en) ausreichend zu dokumentieren. Dies umfasst ein transparentes Verfahren, in dem der überprüften Dienststelle ein Berichtsentwurf zu übermitteln ist. Danach soll je nach Umfang der Prüfung eine Schlussbesprechung stattfinden bzw. ist dieser ein Recht auf Stellungnahme und Gegen​äußerung einzuräumen. Das Ergebnis ist ausreichend zu dokumentieren und kann auch in Form eines Kurzprotokolles oder einer Niederschrift erfolgen.

(4) Sollte sich bei Durchführung der Prüfung ein begründeter Verdacht einer Unregel​mäßigkeit (insbesondere eine strafbaren Handlung) ergeben, sind die darauf bezug​habenden Schriftstücke (Geschäftsstücke) vom Kontrollamt vorläufig sicherzustellen und unverzüglich darüber dem Bürgermeister, dem Kontrollausschuss - zu Handen des Vor​sitzenden des Kontrollausschusses - und dem Magistratsdirektor im schriftlichen Wege zu berichten.

(5) Das Kontrollamt verkehrt mit allen seiner Kontrolle unterliegenden Dienststellen und deren Bediensteten unmittelbar. Es ist berechtigt, alle für die Ausübung der Prüftätigkeit erforderlichen Auskünfte sowie die Ausfolgung von Büchern, Belegen, Geschäftsstücken, Verträgen u. dgl. zu verlangen. Falls vorhanden, können die erforderlichen Daten auch in Form von Datenträgern angefordert und übergeben werden, bzw. hat eine Freigabe zur Einschau in Daten, die EDV-mäßig erfasst sind, zu erfolgen. Soferne diese bei den Dienststellen nicht entbehrlich sind, ist an Ort und Stelle Einsicht zu nehmen. 

(6) Alle der Prüfung unterliegenden Dienststellen bzw. Bediensteten des Magistrates sind verpflichtet, dem Kontrollamt die verlangten Auskünfte und Unterlagen zu erteilen und jedem sonstigen zum Zwecke der Prüfung erforderlichen Verlangen zu entsprechen. 

Anfragen des Kontrollamtes hat die geprüfte Stelle, falls keine andere begründete Frist​setzung erfolgt, binnen einer Frist von 2 Wochen zu beantworten.

(7) Der Leiter des Kontrollamtes ist angewiesen, jede Behinderung oder Erschwerung der Kontrolle unverzüglich dem Bürgermeister und dem Magistratsdirektor mit dem Antrag auf Abstellung zu übermitteln.

(8) Auskünfte über die Prüftätigkeit des Kontrollamtes erteilt ausschließlich der Leiter des Kontrollamtes.

§ 6

Abfassung des schriftlichen Berichtes

(1) Der Leiter des Kontrollamtes hat über jede durchgeführte Prüfung eine ausreichende Dokumentation, in der Regel einen schriftlichen Bericht, zu erstellen.

Berichte sind jedenfalls anlässlich der Prüfung des Rechnungsabschlusses zu verfassen.

(2) Der Leiter des Kontrollamtes hat über wichtige Wahrnehmungen direkt dem Bürgermeister, dem Kontrollausschuss – zu Handen des Vorsitzenden des Kontrollausschusses - und dem Magistratsdirektor zu berichten (§ 48 Abs. 5 STROG). Dem Magistratsdirektor ist Gelegenheit zu geben, zu den Berichten Stellung zu nehmen (§ 48 Abs. 6 STROG). 

§ 7

Personal des Kontrollamtes

(1) Das Kontrollamt besteht aus dem Leiter und weiteren Bediensteten der Stadt, die entweder ständig oder vorübergehend zugeteilt werden.

(2) Im Kontrolldienst dürfen nur fachlich entsprechend vorgebildete Bedienstete verwendet werden.

(3) Der Leiter des Kontrollamtes ist der unmittelbare Vorgesetzte des zugeteilten Personals. 

(4) Zur Durchführung besonderer Prüfungsaufgaben können über Antrag des Kontrollamtes vom Bürgermeister dem Kontrollamt interne oder externe sachkundige Personen zusätzlich beigestellt werden.

§ 8

Übermittlung des Prüfberichtes

Der Leiter des Kontrollamtes hat über wichtige Wahrnehmungen bzw. den erstellten Prüfbericht direkt dem Bürgermeister, dem Kontrollausschuss – zu Handen des Vorsitzenden des Kontrollausschusses - und dem Magistratsdirektor zu berichten (§ 48 Abs. 5 STROG). Dem Kontrollausschuss und dem Vorsitzenden sind die Akten und Unterlagen erst während der Sitzung vorzulegen und eine Akteneinsicht ist nur während der Sitzung zulässig (§ 34 Abs. 6 STROG). Der Bericht ist von dieser Regelung ausgenommen und kann gleichzeitig mit der Ladung zum Kontrollausschuss übermittelt werden. Eine Übermittlung hat jedoch spätestens bei der Sitzung des Kontrollausschusses an jeden Klub zu erfolgen.

§ 9

Prüfungsplan

Das Kontrollamt hat für jedes Kalenderjahr einen Prüfungsplan zu erstellen.

§ 10

Wirksamkeitsbeginn

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Jänner 2002 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die vom Bürgermeister am 18.3.1970 mit Zustimmung des Stadtsenates in der Sitzung am 23.3.1970 mit Wirkung vom 1.4.1970 erlassene Geschäftsordnung für das Kontrollamt des Magistrates der Stadt außer Kraft.

